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gegen

E lis a  H o geh.
S tfP P ^ M ^ B r a s ilie n , Rua M apto »

K lägerin  und R ev is io n a b ek la g te ,
R iwalt-  P rozeß bevollm äch tigter:



Der IX. Z ivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 9» Oktober 1975 durch den Vor­
sitzenden Richter Mai und die Richter Zorn, Ruchs, Portmann 
und 3h?. lang
'für" 'Recht" erkannt t "

Auf die Revision des Beklagten wird das U rteil 
des 7. Z ivilsenats -  Entschädigungssenats -  des 
Qberlandesgerichts Köhlens vom 7. Hovember 1973 
aufgehoben.
Der R echtsstreit wird z u r■anderweiten Verhandlung 
«na .Entscheidung, auch Über die außergerichtlichen 
losten der Revision, an das Berufungsgericht zurück­
verwiesen.
Bas Revisionsverfahren i s t  gebühren- und auslagen­
f re i .

Von Rechts wegen

gatbestand

Die 1908 geborene jüdische Klägerin leb te  s e it  1917 in 
Jassy (Rumänien). Im März 1948 wänderte s ie  nach Brasilien 
aus.

Am 3. April 1962 beantragte s ie  Entschädigung fü r Schaden 
an [Freiheit und an Körper oder Gesundheit. Bie g le ichzeitig  
erbetene Wiedereinsetzung gewährte die Behörde Anfang 1964.

Bie Klägerin trä g t vor: lach Beginn des Feldzuges gegen die 
Sowjetunion habe s ie  b is August 1944 in Jassy den Judenstern 
getragen, aber keine Freiheitsentziehung e r l i t te n . Bie Verfol-
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gungsmaßnahmen in Jassy, nämlich der von der Einsatzgruppe 
Ohlendorf ausgelöste Pogrom, dem sie  entkommen se i, das Juden­
sterntragen, der allgemeine Verfolgungsäruck und die .Angst vor 
der Deportation hätten neben anderen psychische und neurovege-
...tative Schäden v e ru rsa c h t..

Die Behörde lehnte den Anspruch auf Entschädigung fü r Schaden 
an Körper oder Gesundheit am 7* März 1966 ab, weil die Klägerin 
von Maßnahmen des souveränen rumänischen S taa tes■betroffen worden 
sei und ihre Schäden nicht auf einer Freiheitsentziehung beruhten. 
Die Klage auf Kapitalentsehäd igung und Rente wies das Landgericht 
ab. Dieses U rteil hob das Oberlandesgericht auf die Berufung der 
Klägerin auf und verwies den R echtsstreit an das Landgericht 
zurück. Mit der Revision e rs treb t der Beklagte die Wiederher­
stellung des landgerichtliehen U rte ils . Die Klägerin b i t t e t ,  
die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe

Das Berufungsgericht nimmt an, daß die Judenverfolgungen in  
Rumänien Maßnahmen des souveränen rumänischen Staates gewesen 
seien, der sie  a lle in  zu verantworten habe, und daß der Klä­
gerin , wie sie  selbst angebe., zu keinem Zeitpunkt die F reiheit 
entzogen worden se i. Ausgehend von diesen tatsächlichen Fest­
stellungen leg t .das Berufungsgericht dar* Rach ditsii U rte il des 
Bundesgerichtshofs RzW 1970, 542 seien gemäß §§ 28 f f  BEG Ge­
sundheit sschäden auch dann zu entschädigen, wenn ihre Ursache 
in einer Flucht vor einer drohenden Freiheitsentziehung im 
Sinne des § 43 BEG'zu sehen se i. Aus dieser Rechtsprechung sei 
dar Schluß zu ziehen, daß auch ein Leben in  - ständiger Angst und 
..Panik vor einer Deportation dann zur Begründung. eines Anspruchs
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ausreiche, wenn diese ernsthaft begründete Furcht ohne Flucht
zu einer Schädigung an Körper oder Gesundheit geführt\j3ahe,A • 'ts.Beiden Fällen se i gemeinsam, daß die Furcht vor eint>' entschä­
digungsfähigen Freiheitsentziehung le tz t l ic h  den Gesupdheits- 
schaden verursacht habe• Deshalb müßten diese Fälle gleiehbe- 
handelt werden. Wenn die Behauptung der Klägerin zu tre ffe , daß 
s ie  zwar dem ‘l^grom von Jassy entgangen s e i,  aber befürchtet 
habe, im Anschluß daran oder im November 1941 mit anderen Juden 
aus Jassy deportiert zu werden, und die ernsthafte Gefahr von 
Deportationen bestanden habe, könne der Klagansprueh gerecht­
f e r t ig t  sein .

Diese Begründung träg t die Aufhebung des klagabweisenden 
U rte ils  und die Zurückverweisung des R echtsstreits an das Land­
gericht n ich t.

Wie eich aus § 43 Abs. 1 Satz 2 Nr, 2 BEG und Art. IT Nr. 1 
Abs. 3 BEG-SchlußG erg ib t, besteht ein Anspruch auf Entschädigung 
für Schaden an Körper oder Gesundheit auch dann, wenn solche 
Schäden nicht durch nationalsozia listische Gewaltmaßnahmen im 
Sinne des § 2 BIG, sondern dadurch entstanden sind, daß der 
souveräne rumänische Staat auf deutsche Teranlassung unter 
Mißachtung rech tss taa tlich er Grundsätze dem Geschädigten die 
F reiheit entzogen hat; der Freiheitsentziehung im Sinne des 
§ 43. Abs. 1 und 2 BIG stehen ein Leben oder die Zwangsarbeit 
unter haftähnlichen Bedingungen gleich (§43 Abs. 3 BIG). Eine 
auf den selbständigen ausländischen Staat zurückgehenöe Frei­
heitsbeschränkung (§47 BIG) genügt dagegen a ls  Grundlage fü r 
einen Gesundheitsschadensanspruch nicht (BGH RzW 1974» 74? 
ständige Rechtsprechung).

Entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts scheidet a ls  
Grundlage für den Gesundheitsschadensanspruch auch die Furcht



vor einer drohenden Freiheitsentziehung durch einen ausländischen 
Staat im Sinne des § 43 Abs. 1 Satz 2 Sfr« 2 BSG aus* Der Bundes-
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geriehtshof war allerdings der Auffassung» daß Anspruch'auf Ent­
schädigung fü r Schaden an Körper oder Gesundheit derjenige habe, 
der aus Furcht vor einer solchen Freiheitsentziehung zur Flucht 
m  einen anderen svaat Gestimmt worden i s t  und dadurch Schaden 
an seiner Gesundheit e r l i t te n  hat (BGH EzW 1970, 542). Biese 
Entscheidung leg te  den Schluß nahe, daß auch die Gesundheits- 
sohäden entschädigt werden müßten, die a lle in  aus der Furcht 
vor einer Freiheitsentziehung durch den ausländischen Staat 
entstanden sind. Der Bundesgerichtshof hat aber seine in 
EzW 1970, 542 vertretene Ansicht auf gegeben und k la rg e s te ll t ,  
daß Gesundheitsschäden, die n icht auf na tionalsozia listische 
Gewaltmaßnahaen zurückgeführt werden können» nur dann zu ent* 
schädigen sind» wenn s ie  durch eine von einem ausländischen Staat 
auf deutsche Veranlassung durchgeführte Freiheitsentziehung verur­
sacht werden sind (RzW 1974* 74? 113? U rte il vom 8* November 1973 
-  I I  ZE 192/72).

Hiergegen wendet die Klägerin in der Eevisiomserwiderung ein, 
ein Überzeugender Unterschied zwischen den Gesundheitsschäden, die 
eine ta tsäch lich  e r litte n e  Freiheitsentziehung, und.solchen, die 
eine nur drohende Freiheitsentziehung verursacht habe, lasse sich 
nicht- finden» da Angst erfahrungsgemäß noch mehr a ls  d ie  Wirklich­
ke it zermürbe. .Der Einwand i s t  unbegründet. lach dem das Entschä­
digungsrecht beherrschenden Grundsatz des § 2 BIG haften die Bän­
der der Bundesrepublik'Deutschland nicht fü r Schäden, die Gewalt­
maßnahmen eines souveränen ausländischen Staates angerichtet 
haben. Als Ausnahme sieh t das 'Gesetz in § 43 Abs. 1 Satz 2 Er. 2 BEG 
in Verbindung mit Art* IV I r .  1 Abs. 3 BEG-SchlußG eine Entschä­
digung fü r Gewaltmaßnahmen eines gegenüber dem Deutschen Eeich 
seihständigen Staates und ih re  Folgen für Gesundheit oder Beben



nor vor, wenn diese Gewaltnaßnahmen sich Ms zu einer F reiheits­
entziehung steigerten  und das Deutsche Reich den ausländischen 
Staat su diesem besonders schweren E ingriff veranlaßt h a tte , 
lin e  Entschädigung auch fü r die Folgen einer nur befürchteten, 
aber nicht eingetretenen Freiheitsentziehung oder anderer Ge­
waltmaßnahmen des ausländischen Staates zu gewähren, würde dem
Wortlaut d ieser Vorschriften und insbesondere der dort und inr
§ 2 BEG getroffenen Abgrenzung gegen nicht entschädigungsfähige 
Tatbestände zuwiderlaufen. Diese Abgrenzung macht entgegen der 
Meinung der Revisionserwlderung auch insoweit keine Schwierig­
keiten , a ls  der Bundesgerichtshof aus Gründen der Gerechtigkeit 
und B illig k e it den nationalsozialistischen  Gewaltmaßnahmen im 
Sinne des § 2 BEG' die Drohung mit derartigen Gewaltmaßnahmen dann 
g le ich g este llt-h a t, wenn der Bedrohte sich einem bevorstehenden 
Zugriff der nationalsozialistischen  Verfolger entzogen und dabei 
Schaden auf sich genommen oder sich Schaden zugefügt hat (BGH 
IzW 1968, 62; 1969» 175• Demit i s t  die Selbstschädigung bei 
oder infolge der Flucht aus einem gegenüber dem.Deutschen Reich 
selbständigen Staat vor nationalsozialistischen  Gewaltmaßnahmen 
der Schädigung durch nationalsozia listische Gewaltmaßnahaen 
g le ich g este llt (BGH RzW 1974, 113; vgl. auch BGH Sz¥ 1975, 265 
Er. 5)* Davon sind unschwer die Fäll© zu scheiden, in  denen der 
Geschädigte tro tz  befürchteter, aber nicht eingetretener Gewalt­
maßnahmen im Sinne des § 2 BEG im Gebiet des gegenüber dem 
Deutschen Reich souveränen Staates geblieben und von Gewalt­
maßnahmen nur dieses Staates betroffen worden i s t .  Dann i s t  
auch nur fü r die von der deutschen Regierung veranlaßte Frei­
heitsentziehung und ihre Folgen fü r Leben oder Gesundheit Ent­
schädigung zu le is te n . Hach den tatsächlichen Feststellungen 
des Berufungsgerichts wäre mithin die Klage unbegründet.



Der R echtsstreit i s t  jedoch nicht im Sinne einer Wiederher­
stellung des landgerichtlichen U rteils zur Endentscheidung r e i f .  
Denn das Revisionsgericht darf seiner Entscheidung die Fest­
stellung des Berufungsgerichts, daß die Judenverfolgungen in 
Rumänien, also auch die Gewaltmaßnahmen, die während des Po- 
-groasr ln  Jassy und 'WShzend der behaupteten anschließenden De­
portationen gegen die Juden in  diesem Gebiet gerich tet waren, ' 
a lle in  vom souveränen rumänischen Staat zu verantworten seien, 
entgegen § 209 Aba• 1 BEG, § 561 ZPO nicht zugründelegen•

Die Klägerin macht in der Revisionserwiderung geltend s Wie 
schon in den SatSacheninstanzen behauptet, seien an dem Pogrom
in  Jassy, dem die Klägerin entkommen s e i,  den s i e 'aber mit er­
leb t habe, deutsche P o lizei- und M litä re in h e iten  b e te ilig t 
gewesen. Das ergebe sich, aus dem auf h isto rische Quellen ge­
stü tzten  Sachvertrag , der zu dem U rteil des Bundesgerichtshofs 
RzW 1974, 77 geführt habe. Das Gleiche habe fü r die Deportationen 
im inschluß an den Pogrom und die des Ifovembeas 1941 zu gelten.
Die Klägerin bemängelt damit, daß das Berufungsgericht zugäng­
liche  Erkenntnisqueilen bei der Feststellung und Würdigung der 
Vorgänge in  Jassy von Ende Juni bis November 1941 nicht ver­
wertet habe.

Diese Rüge i s t  zulässig. Der Revisionsbeklagte kann, auch 
wenn ihm mangels Beschwer Revisionsrügen nach § 554 «Abs. 3 Er. 2 b 
ZPO verwehrt sind, b is zum Schluß der Verhandlung bestimmte, 
seinem Vortrag in  den Jatsacheninstanzen zuwiderlaufende Fest­
stellungen des Berufungsgerichts für den F all bemängeln, daß 
das Revisionsgericht die Entscheidung des Berufungsgerichts mit 
der von diesem gegebenen Begründung fü r unrichtig  h ä lt (BGH IM 
ZPO § 561 Hr. 12 * DM BGB § 1750 Hr* 2 jeweils nur D eitsatzj 
BIG HJW 1965, 2268).



Die Rüge g re if t  auch durch. Das Berufungsgericht hat seine 
Auffassung you der allein igen Verantwortung Rumäniens auf die 
b is  dahin einheitliche Rechtsprechung und die Darlegungen im 
U rte il des Landgerichts gestü tz t. Dieser Begründung kann eine 
Berücksichtigung der in  der Revisionserwiderung bezeichneten 
Historischen Quellen nicht entnommen werden. Bei ih re r  Verwer­
tung wäre der fa tr ic h te r  möglicherweise zu der Peststellung ge­
langt* daß an dem Pogrom in Jassy und gegebenenfalls an den nach­
folgenden Deportationen deutsche Stellen b e te ilig t gewesen sind 
(BGH RzW 1974* 77). Wenn das zuträfe , wären die Gesundheitsschäden 
zu entschädigen, die dadurch verursacht worden sind, daß auch.von' 
deutschen Stellen gegen die Juden in Jassy gerich tete  Gewaltmaßnahmen 
die Klägerin betroffen haben {§§ 1, 2, 28 f f  HEG)•

Die hiernach erforderliche Prüfung wird der Berufungsrichter 
nachzuholen haben. Deshalb wird der R echtsstreit an ihn zurück­
verwiesen.

Portmann Dr. Lang

Mai Zorn Puchs
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